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(Hinweis) 
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A 1 

(Anregung)

Bürger/in 1 

Stellungnahme vom ? 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Hinweis, dass mit 40 µg/m
3
 der Grenzwert bereits überschritten würde, wird 

zurückgewiesen. 

Die 39. BImSchV nennt für NO2-Jahresmittelwerte einen Grenzwert von 40 µg/m
3
; 

dementsprechend liegt ab 41 µg/m
3
 eine Überschreitung vor. 

 

Der Hinweis, dass man der Auffassung sei, die Stellungnahme zu Luftschadstoffen 
relativiere geäußerte Einwände und bringe zusätzlich nur solche Aspekte ein, die 
für niedrigere Werte sprächen, wird zur Kenntnis genommen. 

Die in dem Hinweis vertretene Auffassung wird nicht geteilt. Die fachliche Stellung-
nahme berücksichtigt die aktualisierte Verkehrsprognose und die aktualisierte 
Emissionsdatenbank. Ein direkter Vergleich für dasselbe Bezugsjahr ist selbstver-
ständlich nicht zulässig, da die bisherige Vorgabe einer umgesetzten Planung bis 
2017 schon zum Zeitpunkt der Erstellung der fachlichen Stellungnahme aufgrund 
verzögertem Planungsfortschritt hinfällig war. Da sich die auf den Straßen verkeh-
rende Kfz-Flotte ständig fortentwickelt, indem neuere Kfz eingebunden und ältere 
Kfz entnommen werden, ist in dem anzusetzenden Jahr 2022 eine modernere Kfz-
Flotte mit entsprechend geringeren mittleren Emissionen gegenüber 2017 die Fol-
ge. 

 

Der Anregung A 1, nicht die Werte für HSV50d_4 der Versionen 3.2 und 3.3 des 
Handbuchs für Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs (HBEFA)  gegenüberzu-
stellen, wird nicht gefolgt. 

Das Verkehrsgutachten des Büros IMB-Plan GmbH weist dem Knotenpunkt "Hom-
burger Straße / Massenheimer Weg", Kreisverkehrsplatz in der Spitzenstunde 
abends eine gute Qualität "B" zu und bestätigt diese Aussagen für die Aktualisie-
rung. Dies sind Vorgaben für das Luftschadstoffgutachten und damit war auch für 
die Aktualisierung keine Änderung der angesetzten Verkehrssituation vorzuneh-
men. Die angesetzte Verkehrssituation "dicht" berücksichtigt gegenüber "flüssi-
gem" Verkehr bereits zusätzliche Halte und Beschleunigungen (Stop-and-Go), was 
für Spitzenstunden zutrifft. 
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Damit ist lt. Verkehrsgutachten, dessen Ergebnisse von Hessen Mobil bestätigt 
wurden, kein ganztägiger oder deutlich erhöhter Stop-and-Go-Verkehr prognosti-
ziert worden. Dies steht im Gegensatz zu der von dem Einwender beschriebenen 
Annahme. 
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A 2 

 

 

 

 

 

A 3 

Der Anregung A 2, ein neues Gutachten zu beauftragen, dass den tatsächlichen 

Zustand des Verkehrs heute berücksichtige und belastbare und aussagekräftige 
Fakten liefere, wird nicht gefolgt. 

Die Betrachtung des "Verkehrs heute" war nicht Aufgabe des Gutachtens und ist 
zum Aufzeigen der Auswirkungen der Planung nicht erforderlich. Das Gutachten 
basiert auf der Verkehrsuntersuchung und den Lagedaten; es entspricht den An-
forderungen an ein belastbares Luftschadstoffgutachten für die Bauleitplanung. Die 
darauf aufbauende Stellungnahme berücksichtigt die aktualisierten lnformationen 
und stellt einen belastbaren fachlichen Beitrag dar, um die in der Bauleitplanung 
geforderte Abwägung der Umweltbelange zu ermöglichen. 

 

Der Anregung A 3, Klarheit und Transparenz zu schaffen, ob durch die Planung in 

der Nähe der Therme die Grenzwerte zu Luftschadstoffen für Besucher und Pend-
ler überschritten werden, wird nicht gefolgt. 

Das Bebauungsplangebiet "Schwimmbad" befindet sich zwischen der sehr stark 
frequentierten Bundesstraße B 3 und dem östlich gelegenen zentralen Siedlungs-
gebiet von Bad Vilbel. Für den Bebauungsplan "Schwimmbad" wurden die Auswir-
kungen der B 3 berücksichtigt. Verkehrliche Änderungen auf die Kasseler Straße 
Richtung Kurhaus Bad Vilbel werden in der Verkehrsuntersuchung im Mittel mit 
700 Kfz-Fahrten pro Tag angegeben; damit sind dort keine messtechnisch erfass-
baren Änderungen der Luftschadstoffkonzentrationen verbunden. Für Besucher 
und Pendler, die über die Homburger Straße nach Bad Vilbel hineinfahren, ist kei-
ne Anwendung der Beurteilung der Luftbelastung mit den verfügbaren Beurtei-
lungswerten gegeben. 
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Bürger/in 2 

Stellungnahme vom 30.07.2019 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Hinweise, dass durch den Verzicht auf die Integration des Freibads in das 

Vorhaben Synergieeffekte verloren gingen und hohe Kosten durch die Sanierung 
des alten Freibads und das jährliche Defizit auf die Kommune zukämen, betreffen 
nicht den Regelungsgehalt des Bebauungsplans und werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Errichtung eines Freibads ist im Rahmen der Festsetzungen nach wie vor 
möglich. 

 

Der Hinweis, dass man der Auffassung sei, die vorliegende Planung verletze ekla-

tant den gemäß BauGB gebotenen sparsamen Umgang mit Grund und Boden und 
man bekäme für wesentlich mehr Versiegelung wesentlich weniger Nutzen, wird 
zur Kenntnis genommen. 

Die Errichtung einer Therme in der vorgesehenen Größenordnung ist im Interesse 
der Stadt Bad Vilbel. Neben der direkt gemeinbedarfsbezogenen Anlage eines 
Schwimmbads, das zu sozialen Eintrittspreisen der Öffentlichkeit, den Schulen und 
den Vereinen zur Verfügung gestellt wird, soll die Therme außer gesundheitlichen 
Aspekten auch freizeitbezogene Erlebnisqualitäten bieten, die zu einer hohen Le-
bensqualität beitragen können.  

Hierfür ist eine bestimmte Größenordnung erforderlich, um die Tragfähigkeit der 
Gesamtanlage sowohl in konzeptioneller als auch in wirtschaftlicher Sicht auf Dau-
er sicherzustellen. Im Laufe des Planungsprozesses sind Anpassungen der Ther-
mengestaltung aufgrund aktueller Entwicklungen im Bereich Wellness und Erho-
lung erfolgt, die zu einer ebenerdigen statt mehrgeschossigen Gestaltung der An-
lagen geführt haben, u.a. um auch den Aspekt der behindertengerechten Gestal-
tung besser berücksichtigen zu können. 

 
  



 

 

 

 

Bebauungsplan "Schwimmbad - 2. Änderung", Beteiligung gemäß § 3 (2) BauGB -  Anregungen / Hinweise Beschlussvorschlag Stand 15/10/2019               Seite 10    

 

H 

 

 

H 

 

 

A 1 

A 2 

 

 

 

 

 

Der Hinweis, dass man die Verlängerung des Radwegs um rund 700 m als Rück-

schlag im Bemühen um kurze Fahrradverbindungen betrachte, wird zur Kenntnis 
genommen. 

Durch die Umplanung des Baukörpers auf dem Schwimmbadgrundstück konnte 
die im ursprünglichen Plan vorgesehen Querung des Schwimmbadgeländes nicht 
aufrecht erhalten bleiben. Der Umweg für die Schülerinnen und Schüler aus Mas-
senheim ist daher nicht vermeidbar.  

Bei anderen Radfahrten aus Massenheim mit den Zielen Innenstadt oder Nidda 
muss die Verlegung des Radweges kein Umweg bedeuten.  

Vor dem Hintergrund, dass der größte Umweg für die Saalburgschülerinnen und -
schüler (Grundschule) aus Massenheim besteht, wird darauf hingewiesen, dass 
die Stadt Bad Vilbel beabsichtigt, mittelfristig wieder eine Grundschule in Massen-
heim anzusiedeln. 

 

Der Hinweis, dass die Veränderungen nicht durch verbesserte Behindertenfreund-

lichkeit und Schulwegsicherheit zu begründen seien, wird zur Kenntnis genommen. 

Eine ebenerdige Anordnung ist wegen der dann nicht erforderlichen technischen 
Hilfsmittel behindertenfreundlicher als eine mehrgeschossige Anlage, auch wenn 
diese den rein formalen Kriterien einer behindertengerechten Gestaltung genügen 
würde. 

Die Schulwegsicherheit wurde erhöht, indem durch die separate autofreie Führung 
des Fuß-/ Radweg aus Richtung Massenheim die unvermeidlichen Berührungs-
punkte z.B. durch Straßenquerung zwischen Fuß-/Radverkehr und KFZ-Verkehr 
reduziert wurden. 

 

Der Anregung A 1, die Planung vom Stand 2011 fortzuführen, wird nicht gefolgt. 

Im Laufe des Planungsprozesses sind Anpassungen der Thermengestaltung auf-
grund aktueller Entwicklungen im Bereich Wellness und Erholung erfolgt. Diese 
haben zu einer ebenerdigen statt mehrgeschossigen Gestaltung der Anlagen ge-
führt, u.a. um auch den Aspekt der behindertengerechten Gestaltung besser be-
rücksichtigen zu können. Weiterhin sollen nun alle wesentlichen Badbereiche ei-
nen Gartenzugang bekommen. 

 

Die Anregung A 2, Stellplätze in der Tiefgarage vorzusehen, betrifft die nachfol-

gende Hochbauplanung und wird daher als Hinweis zur Kenntnis genommen. 

Inwieweit Stellplätze platzsparend unter dem Thermengebäude untergebracht 
werden können, wird im Rahmen der nachfolgenden Hochbauplanung geklärt. Die   
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A 3 

 

A 4 

 

 

A 5 

 

A 6 

 

 

 

Festsetzungen des Bebauungsplans ermöglichen grundsätzlich eine solche An-
ordnung, jedoch ist auch die Lage in einem Heilquellenschutzgebiet zu berücksich-
tigen. 

 

Die Anregung A 3, das Gebäude im Passivhausstandard zu errichten betrifft die 

nachfolgende Hochbauplanung und wird daher als Hinweis zur Kenntnis genom-
men. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans ermöglichen eine solche Ausführung. Es 
wird zudem seitens des Vorhabenträgers eine Zertifizierung durch die Deutsche 
Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen (DGNB e.V.) oder eine vergleichbare Instituti-
on angestrebt. Hierbei ist die Wärmerückgewinnung z.B. bei Lüftungsgeräten 
Grundvoraussetzung. 

 

Die Anregung A 4, ausreichend Ladestationen mit den entsprechenden An-

schlusskapazitäten für Elektrofahrzeuge vorzusehen, betrifft die nachfolgende 
Hochbauplanung und wird daher als Hinweis zur Kenntnis genommen. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans ermöglichen eine solche Planung. 

 

Die Anregung A 5, die Parkhäuser mit Gabionen zu verkleiden, betrifft die nach-

folgende Hochbauplanung und wird daher als Hinweis zur Kenntnis genommen. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans ermöglichen eine solche Ausführung. Ein 
entsprechender Hinweis ist bereits Bestandteil des Bebauungsplans. 

 

Der Anregung A 6, mehr Fahrradabstellplätze festzusetzen und auch hier Lade-

stationen für Elektrofahrräder vorzusehen, wird nicht gefolgt. 

Die Zahl der erforderlichen Fahrradabstellplätze wurde aus den Erfahrungen mit 
anderen Thermen dieser Art ermittelt. Eine über den ermittelten Bedarf hinaus ge-
hende Errichtung von Stellplätzen ist nicht erforderlich. Die Versorgung dieser Ab-
stellplätze mit Ladestationen für Elektrofahrräder betrifft die nachfolgende Hoch-
bauplanung und wird daher als Hinweis zur Kenntnis genommen 
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A 7 

 

A 8 

 

A 9 

A 10 

Der Anregung A 7, nächtliche Lichtimmissionen auf ein Minimum zu begrenzen, 

wird nicht gefolgt.  

Auf Ebene des Bebauungsplanes können noch keine exakten Aussagen über die 
erforderlichen Lichtanlagen getroffen werden. Diese werden erst Bestandteil der 
nachfolgenden Hochbau- bzw. Ausführungsplanung. Zwingende Gründe zur Fest-
setzung bestimmter Lichtanlagen sind weder städtebaulich noch artenschutzrecht-
lich vorhanden.  

Der Bebauungsplan empfiehlt jedoch bereits jetzt eine Vielzahl von Maßnahmen 
zur Begrenzung der Lichtimmissionen.  So sollte die Verwendung von hellen, weit 
reichenden künstlichen Lichtquellen sowie der Einsatz von Beleuchtungsanlagen 
mit wechselndem oder bewegtem Licht vermieden werden. Empfohlen wird dar-
über hinaus die Verwendung von schonenden Außenbeleuchtungen mit einem UV-
armen Lichtspektrum. Leuchten sollten staubdicht und so ausgebildet sein, dass 
eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt. Eine direkte Blick-
verbindung zu Lichtquellen von benachbarten schutzbedürftigen Daueraufenthalts-
räumen aus sollte durch geeignete Lichtpunkthöhe, Neigungswinkel der Leuchten, 
Reflektoren, Blenden usw. vermieden werden. Für größere Außenflächen, die 
gleichmäßig ausgeleuchtet werden sollen, werden Scheinwerfer mit asymmetri-
scher Lichtverteilung empfohlen, die oberhalb von 85° Ausstrahlungswinkel (zur 

Vertikalen) kein Licht abgeben. 

 

Die Anregung A 8, den Schönungsteich so zu bemessen, dass er auch das Nie-

derschlagswasser der Dach- und Wegeflächen aufnehmen kann und das ausrei-
chend begrünte Flachwasserzonen vorzusehen sind, betrifft die nachfolgende 
Hochbau- und Freiflächenplanung und wird daher zur Kenntnis genommen. 

Das Entwässerungskonzept sieht allerdings vor, das im Planungsgebiet anfallende 
Niederschlagswasser  in den Schönungsteich  einzuleiten. Die genaue Gestaltung 
des Teichs wird im Rahmen der nachfolgenden Hochbau- und Freiflächenplanung 
geklärt. 

 

Der Anregung A 9, die CEF-Maßnahme für das Rebhuhn näher zu erläutern, wur-

de bereits im vorliegenden Umweltbericht gefolgt. 

So führt der vorliegende Umweltbericht aus, dass als CEF-Maßnahme für das 
Rebhuhn eine Fläche mit der "Göttinger Mischung" (BEEKE & GOTTSCHALK 
2013) oder ähnlicher Mischung einzusäen ist. Diese Maßnahme wurde bereits 
2018 in der Gemarkung Bad Vilbel, Flur 17, Flurst. Nr. 200/7, in Abstimmung mit 
der Unteren Naturschutzbehörde auf einer Fläche von 2.500 qm um den Riedhof 
zwischen Massenheim und Harheim umgesetzt. Die Maßnahme wird bereits im 
vorliegenden Umweltbericht beschrieben und dargestellt. 
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Der Anregung A 10, die Pflege der CEF-Maßnahme zu gewährleisten, wurde be-

reits gefolgt. 

Die CEF-Maßnahmen (Anlage einer Streuobstwiese sowie eines Rebhuhnhabita-
tes) werden auf Flächen durchgeführt, die sich im Besitz der Stadt befinden, in das 
Eigentum der Stadt gelangen oder in sonstiger Weise zur Verfügung stehen. Die 
Pflege wird durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes und durch einen städ-
tebaulichen Vertrag zwischen der Unteren Naturschutzbehörde und der Stadt Bad 
Vilbel gesichert. Dieser Vertrag beinhaltet auch ein entsprechendes Monitoring zur 
Kontrolle der Maßnahmen. 
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A 12 

 

A 13 

 

 

A 14 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Anregung A 11, auf den extensiv genutzten Flächen des Bads Regiosaatgut 

zu verwenden und zweimal im Jahr zu mähen, wird insofern gefolgt, als dass eine 
entsprechende Empfehlung in den Bebauungsplan aufgenommen wird. 

 

Der Anregung A 12, die vorhandenen Apfelbäume als Totholz in die neue Biotop-

fläche einzubringen, wird nicht gefolgt. 

Für die CEF-Maßnahme (Streuobstwiese) liegt eine von der Unteren Naturschutz-
behörde genehmigte Ausführungsplanung im Zuge der bereits erteilten Ausnah-
megenehmigung nach § 30 Abs. 3 BNatSchG vor. Der Einbau von stehendem 
Totholz ist dabei nicht vorgesehen. Die Umsetzung der Maßnahme ist bereits be-
auftragt und soll im Oktober/November 2019 erfolgen. 

 

Der Anregung A 13, Vorrichtungen für Gebäudebrüter und Fledermäuse vorzuse-

hen, wird insofern gefolgt, als dass diesbezüglich eine Empfehlung in den Bebau-
ungsplan aufgenommen wird. 

Der Bebauungsplan setzt bereits die aus artenschutzrechtlicher Sicht erforderli-
chen Nist- und Fledermauskästen fest. Diese sind im Bereich der anzulegenden 
Streuobstwiese zu installieren. Eine weitere Installation von Nist- und Fledermaus-
kästen ist zwar aus naturschutzfachlicher Sicht wünschenswert, aus artenschutz-
rechtlicher Sicht jedoch nicht erforderlich. 

 

Der Anregung A 14, die Vorschlagsliste um den Speierling und die Elsbeere zu 

ergänzen, wird gefolgt.  

Darüber hinaus wurde der Speierling in der zwischenzeitlich genehmigten Ausfüh-
rungsplanung der anzulegenden Streuobstwiese berücksichtigt. 
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A 1 

A 2 

 

A 3 

 

H 

 

Bürger/in 3 

Stellungnahme vom 22.07.2019 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Anregung A 1, den Abstand zwischen der überbaubaren Grundstücksfläche 

und der Homburger Straße zu vermaßen, wird nicht gefolgt. 

Da die Planzeichnung des Bebauungsplans maßstabsgerecht erstellt wurde, las-
sen sich auch nicht vermaßte Abstände leicht aus dem Plan herausmessen. Zu-
sätzliche Maße werden nicht aufgenommen, da sie das Planbild überfrachten und 
die Lesbarkeit beeinträchtigen würden.  

 

Der Anregung A 2, Angaben zu vorgesehenen Zu- und Abfahrten zu ergänzen, 

wird nicht gefolgt. 

Zufahrten sind generell von allen angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen, die 
für den KFZ-Verkehr geeignet sind, möglich. Lediglich zur im Westen liegenden 
Bundesstraße B 3 hin darf aus verkehrstechnischen Gründen keine Zu- und Ab-
fahrt erfolgen. Da die Hochbauplanung noch nicht abgeschlossen ist, steht die 
endgültige Lage der Zufahrten innerhalb des Plangebiets noch nicht fest. Die Er-
schließung des gesamten Gebiets erfolgt aber, wie in der Begründung zum Be-
bauungsplan dargestellt, über den Massenheimer Weg. Im Rahmen der Hochbau-
planung ist eine gesicherte Erschließung nachzuweisen, d.h. dass bei einem be-
stimmten Zufahrtsverkehr auch die angrenzenden Straßen eine entsprechende 
Leistungsfähigkeit haben müssen.  

 

Der Anregung A 3, zusätzliche Maßangaben zu den Höhenstaffelungen zu ergän-

zen, wird nicht gefolgt. 

Da die Planzeichnung des Bebauungsplans maßstabsgerecht erstellt wurde, las-
sen sich alle Abstände leicht aus dem Plan herausmessen. Die wichtigsten Maße 
sind im Planbild eingetragen. Zusätzliche Maße werden nicht aufgenommen, da 
sie die Lesbarkeit des Planbilds beeinträchtigen würden. 

 

Der Hinweis, dass nördlich vom Plangebiet nur ein Haus eine höhere Höhe als 

15,5 m aufweist, wird zur Kenntnis genommen. 

Unabhängig davon wird diese Höhenentwicklung gegenüber der nördlich angren-
zenden Bebauung als verträglich beurteilt. 
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A 4 

 

A 5 

 

H 

A 6 

Der Anregung A 4, Angaben zu technischen Anlagen zu ergänzen, die Lärm und 

Abgase verursachen, wird nicht gefolgt. 

Die Planung der technischen Anlagen erfolgt erst im Rahmen der nachfolgenden 
Hochbauplanung. In jedem Fall sind aber die geltenden gesetzlichen Regelungen 
in Bezug auf den Schutz der Umgebung vor Emissionen einzuhalten. 

 

Der Anregung A 5, Angaben zu vorgesehen Auf- und Abfahrten von Parkhäusern 

zu machen, wird nicht gefolgt. 

Die Planung der Parkhäuser erfolgt im Rahmen der nachfolgenden Hochbaupla-
nung. Die KFZ-Erschließung des Gebiets erfolgt generell über den Massenheimer 
Weg. Die Zu- und Abfahrten von Parkhäusern werden daher an diesen Verkehrs-
weg angeschlossen. 

 

Der Hinweis, dass man bezüglich der Straßensituation und der Umweltbelastung 

auf das Schreiben vom 07.07.2014 verweise, wird zur Kenntnis genommen. 

Die darin geäußerten Anregungen und Hinweise werden separat behandelt, s.u.. 

 

Der Anregung A 6, bei der Planung die zusätzliche Verkehrsbelastung durch die 

Erschließung der neuen Baugebiete zu berücksichtigen, wurde bereits gefolgt. 

Sowohl das Verkehrsgutachten als auch die Stellungnahme zu Luftschadstoffen 
berücksichtigen den Zuwachs an Verkehr durch die neuen Baugebiete.  
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Bürger/in 3 (Anlage zur Stellungnahme vom 22.07.2019) 

Stellungnahme vom 07.07.2014 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Anregung A 1, bei einem Umbau der Homburger Straße im Bereich des nörd-

lich vom Plangebiet liegenden Nebenarms (Stichstraße) diverse Punkte zu beach-
ten, wird außerhalb des Verfahrens zur Kenntnis genommen. 

Die Gestaltung der Homburger Straße ist nicht Inhalt des vorliegenden Bebau-
ungsplans. 
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Die Hinweise zur Entwicklung der Homburger Straße und der Bebauung im Be-

reich der Stichstraße werden zur Kenntnis genommen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise zur Reinigung von Parkplätzen betreffen nicht den Inhalt des Bebau-

ungsplans und werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

Der Hinweis auf die Vermutung, dass der Stich der Homburger Straße für eine Er-

schließung des Bads herangezogen werden würde, wird zur Kenntnis genommen. 

Wie in der Verkehrsuntersuchung ausgeführt, ist der Massenheimer Weg die Zu-
fahrt zum geplanten Schwimmbad. Der Stich der Homburger Straße soll lediglich 
im Notfall bei Blockade des Massenheimer Wegs als Zufahrt für Einsatzfahrzeuge 
herangezogen werden. 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis, dass der Stich der Homburger Straße für eine Erschließung des 

Bads nicht geeignet ist, wird zur Kenntnis genommen. 

Eine Erschließung des Bads über diesen Stich ist nicht vorgesehen. 
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Der Hinweis, dass der Stich der Homburger Straße für eine Erschließung des 

Bads auch für Notfälle wegen der geringen Flächengröße nicht geeignet ist, wird 
zur Kenntnis genommen. 

Eine Erschließung des Bads über diesen Stich ist nicht vorgesehen, allerdings 
könnte bei Blockade des Massenheimer Wegs im Notfall hier eine Zufahrt für Ein-
satzfahrzeuge erfolgen. Die Planung der erforderlichen Aufstellflächen für Einsätze 
erfolgt im Rahmen der nachfolgenden Hochbauplanung. 

 

Der Anregung A 2, die Zahl der vorgesehenen Stellplätze anhand der Zahlen der 

Therme Erding erneut zu prüfen, wird nicht gefolgt. 

Die Anzahl der vorzusehenden Stellplätze wurde von der Betreibergesellschaft an-
hand vergleichbarer Objekte ermittelt. Dabei wurde auch die Therme in Erding be-
rücksichtigt. Die Planung wurde im Laufe des Planungsprozesses allerdings an die 
konkreten Erfordernisse angepasst. Eine erneute Überprüfung der Zahlen ist daher 
nicht erforderlich. 

 

Der Anregung A 3, im nördlichen Teil des Baugebiets, wo im Rahmen der frühe-

ren Planung Parkhäuser vorgesehen waren, niedrigere Gebäudehöhen vorzuse-
hen, wird nicht gefolgt. 

Um gegenüber dem nördlich angrenzenden Siedlungsgebiet eine verträgliche Hö-
henentwicklung zu erreichen, wird in dem Bereich ab 15 m bis zur nördlichen   
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Grundstücksgrenze eine maximale Höhe von lediglich 133 m ü.NN festgesetzt. 
Dies entspricht einer Gebäudehöhe von ca. 15,5 m, von dem nächstgelegenen Teil 
der Homburger Straße aus gerechnet. Ein Bestandsgebäude in diesem Teil der 
Homburger Straße hat beispielsweise eine Höhe von 17,7 m.  

Die Höhenbegrenzung setzt sich gegenüber der östlich angrenzenden Bebauung 
fort. Zur benachbarten Bebauung sind außerdem grundsätzlich die Abstandsflä-
chen gemäß Hessischer Bauordnung einzuhalten, so dass in jedem Fall ausrei-
chende Belichtungs- und Belüftungsverhältnisse sichergestellt sind. 

 

 

 

 

Der Hinweis, dass man zur Rechtfertigung für die Gebäudehöhen nicht die Be-

bauung am südlichen Rand des Plangebiets heranziehen könne, wird zur Kenntnis 
genommen. 

In der Begründung zum Bebauungsplan werden diese Gebäude nicht als Referen-
zobjekte für die Festsetzung der Gebäudehöhen herangezogen. 

 

 

Der Hinweis zur möglichen Anordnung von Saunabereichen betrifft die zu einem 

früheren Zeitpunkt vorgesehene zweigeschossige Bauweise und wird zur Kenntnis 
genommen. 

 

 

 

 

Die Hinweise zur Berechnung von Abstandsflächen betreffen nicht die Festset-

zungen der vorliegenden Planung und werden zur Kenntnis genommen. 

Im Bebauungsplan werden keine Festsetzungen zu Abstandsflächen getroffen. Es 
gelten daher diesbezüglich unverändert die Regelungen der Hessischen Bauord-
nung. Ausreichende Belichtungs- und Belüftungsverhältnisse sind hierdurch si-
chergestellt. 
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Der Anregung A 4, die Abgasbelastungen zu untersuchen und dabei Windverhält-

nisse zu berücksichtigen, wurde bereits gefolgt. 

Es ist für den Bebauungsplan "Schwimmbad - 1. Änderung" ein Luftschadstoffgut-
achten angefertigt worden, das durch eine Stellungnahme 2019 für die vorliegende 
2. Änderung ergänzt worden ist. Demnach werden bei den maßgeblichen NO2-
Immissionen die Grenzwerte der 39. BImSchV an der Bebauung direkt an der 
(oberen) Homburger Straße und der B 3 erreicht, aber nicht überschritten. Im Be-
reich der Stichstraße werden die Grenzwerte aber deutlich unterschritten. In Bezug 
auf den Feinstaub werden im gesamten Untersuchungsraum sowohl die Grenzwer-
te für PM10- als auch für PM2.5-Immissionen deutlich unterschritten. 

Auch die Ergänzung des Gutachtens 2019 auf Basis aktualisieter Zahlen kam 
demgegenüber zu keinem anderen Ergebnis. 

 

Der Anregung A 5, Aussagen zu entstehenden Lärmemissionen zu ergänzen, 

wird nicht gefolgt. 

Mögliche Lärmemissionen können erst im Zuge der nachfolgenden Hochbaupla-
nung berechnet werden. In diesem Rahmen werden dann die entsprechenden 
Vermeidungsmaßnahmen getroffen. Es ist aber in den Bebauungsplan eine Fest-
setzung aufgenommen worden, dass die Anforderungen der LAI-
Freizeitlärmrichtlinie einzuhalten sind. Dies ist im Rahmen des nachgelagerten 
Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen. Damit ist sichergestellt, dass durch 
das Bad im Bereich der benachbarten Bebauung keine unzumutbaren Lärmbela-
stungen entstehen. 

 

Der Hinweis, dass das Plangebiet in einem Heilquellenschutzgebiet liegt und hier 

nur unter bestimmten Bedingungen tiefere Eingriffe ins Erdreich erfolgen dürfen, 
wird zur Kenntnis genommen. 

Ein entsprechender Hinweis auf die Heilquellenschutzverordnung ist bereits Be-
standteil des Bebauungsplans. Die daraus folgenden Ge- und Verbote werden be-
achtet werden. 

 

Der Hinweis, dass man es für fragwürdig halte, dass die vorgesehene Bebauung 

zu keinem Einfluss auf die Tierwelt führe, wird zurückgewiesen. 

Die Belange der Umwelt und insbesondere der Fauna werden im Rahmen des 
Umweltberichts und dem beigefügten artenschutzrechtlichen Gutachten detailliert 
gewürdigt.  Das Gutachten beinhaltet auch eine artenschutzrechtliche Prüfung ent-
sprechend den rechtlichen Vorgaben. Die infolge des zu erwartenden Eingriffs er-
forderlichen Maßnahmen werden im Bebauungsplan festgesetzt und befinden sich  
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 zum Teil bereits in der Umsetzung.  

 

Die Hinweise, dass man bei einer Zufahrt über die Stichstraße kein ansehnliches 

Bild des Bades vor Augen hätte und eine kleinere Therme gegenüber einem gro-
ßen Bad besser zum Image von Bad Vilbel passen und weniger Probleme verur-
sachen würde, werden zur Kenntnis genommen. 

 

Die Anregung A 6 zur Berücksichtigung der Bodenverhältnisse im Bereich Hom-

burger Straße betrifft die Ausführung des Bauvorhabens und wird außerhalb des 
Bebauungsplanverfahrens zur Kenntnis genommen.  

Es wurde bereits ein ausführliches Bodengutachten erstellt, das vor Baubeginn 
noch durch genauere Untersuchungen  ergänzt wird, um alle statischen Belange 
zu berücksichtigen. 

 

Der Anregung A 7, die Information und Beteiligung der Öffentlichkeit über dieses 

Bauvorhaben zu verstärken, wird nicht gefolgt. 

Es wird zum Bebauungsplan die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß den Vor-
schriften des Baugesetzbuchs durchgeführt. Zusätzlich ist vorgesehen, wenn die 
Hochbauplanung einen entsprechenden Stand erreicht hat, eine Bürgerinformati-
onsveranstaltung zu dem Projekt auszurichten. 

 

Der Anregung A 8, die Belange einiger Bürger und deren Interesse an hoher Le-

bensqualität durch eine möglichst wenig bebaute Umgebung stärker zu berück-
sichtigen als das Interesse an einer großen Therme, wird nicht gefolgt. 

Die Errichtung einer Therme in der vorgesehenen Größenordnung ist im Interesse 
der Stadt Bad Vilbel. Hierdurch wird nicht nur das bereits abgerissene Hallenbad 
ersetzt, sondern Bad Vilbel kann durch die Therme seinem Charakter als "Bad" 
durch die mögliche therapeutische Nutzung der vorhandenen Heilquellen in Zu-
kunft besser gerecht werden. Als bedeutendstem Standort der Brunnenindustrie ist 
die angemessene Präsentation und Nutzung der Heilquellen von hoher Bedeutung 
für die Stadt.  

Neben der direkt gemeinbedarfsbezogenen Anlage eines Schwimmbads, das zu 
sozialen Eintrittspreisen der Öffentlichkeit, den Schulen und den Vereinen zur Ver-
fügung gestellt wird, soll die Therme außer gesundheitlichen Aspekten auch frei-
zeitbezogene Erlebnisqualitäten bieten, die zu einer hohen Lebensqualität beitra-
gen können. Hierfür ist eine bestimmte Größenordnung erforderlich, um die   
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Tragfähigkeit der Gesamtanlage sowohl in konzeptioneller als auch in wirtschaftli-
cher Sicht auf Dauer sicherzustellen. Die angeführten Befürchtungen zu gesund-
heitliche Beeinträchtigungen wurden dabei im Rahmen der durchgeführten Um-
weltprüfung berücksichtigt. Auch weitere Belange wie ausreichende Belichtung und 
Besonnung werden durch die geltenden gesetzlichen Regelungen geschützt. Den 
Belangen der Fauna wird durch entsprechende Maßnahmen, die bereits angelau-
fen sind, Rechnung getragen. 

In Bezug auf die befürchtete Wertminderung des Grundstücks wird festgehalten, 
dass durch die Planung die Nutzungsmöglichkeiten der Liegenschaft nicht einge-
schränkt werden. Ein Planungsschaden ist nicht erkennbar. Andere evt. eintreten-
de Vermögensnachteile können ggfs. entsprechend gesetzlicher Regelungen gel-
tend gemacht werden. 

Das Interesse der Anwohner/innen an einer möglichst wenig bebauten Umgebung 
wird gesehen. Die damit einhergehenden Befürchtungen konnten teilweise im 
Rahmen der Planung berücksichtigt werden. In der Abwägung wird aber dem In-
teresse der Stadt an einer großen Therme aus o.g. Gründen gegenüber dem Inter-
esse der Anwohner/innen der Vorrang eingeräumt.  

 

Der Anregung A 9, das Vorhaben im Baugebiet "Krebsschere" umzusetzen, damit 

keine Anwohner/innen behindert, die Verkehrsplanung besser vorgenommen wer-
den kann und die Umweltbelastung geringer wird, wird nicht gefolgt. 

Bereits im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum ursprünglichen Bebauungs-
plan "Schwimmbad" hat eine ausführliche Standortanalyse ergeben, dass für die 
Ziele und Kriterien, die ein solches Bad bzw. sein Standort erfüllen muss, die ge-
wählte Lage die beste von den zur Verfügung stehenden Standorten ist.  

Gegenüber der ursprünglichen Planung hat sich das Vorhaben zwar vergrößert, 
jedoch sind laut gutachterlicher Prüfung die verkehrlichen Auswirkungen nicht so 
gravierend, dass deswegen eine Verlagerung des Vorhabens erforderlich wäre. 
Die Entscheidung der Stadt zum vorgesehenen, in das Stadtgefüge integrierten 
Standort wird daher aufrechterhalten. 

Eine Auslagerung ins Baugebiet Krebsschere kommt zudem wegen der fehlenden 
Verfügbarkeit eines entsprechend großen Grundstücks in diesem Gebiet nicht in 
Frage. 

 

Der Hinweis, dass man ein Gespräch über die Situation vor Ort anbiete, wird zur 

Kenntnis genommen. 




